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Vorwort

In einem Ranking der Europäischen Kommission zum E-Government Benchmark 2020
erreichte Deutschland Platz 18 von 28 EU-Mitgliedstaaten. In dem E-Government Deve-
lopment Index 2020 der Vereinten Nationen rangiert Deutschland auf Platz 25 von 193
Nationen. Im Jahr 2018 erreichte Deutschland hier noch Platz 12. Die aktuellen Platzie-
rungen sind für Deutschland schmerzhaft, besonders unter Berücksichtigung des Selbstver-
ständnisses der Bundesrepublik Deutschland, ein moderner, technologiebasierter Staat zu
sein. Deutschland ist deshalb bestrebt, die Digitalisierung mit großen Schritten voranzu-
bringen. „Digitalisierung“ wird hierbei als ein Prozess verstanden, der auf der intelligenten
Vernetzung von Prozessketten und einer durchgängigen Erfassung, Aufbereitung, Analyse
und Kommunikation von Daten beruht (siehe den Referentenentwurf zum Gesetz über
die Digitalisierung im Freistaat Bayern (Bayerisches Digitalgesetz – BayDiG) vom 6.7.
2021).

Beispielsweise verpflichtet das Onlinezugangsgesetz (OZG) aus dem Jahr 2017 die öf-
fentliche Verwaltung, mithin den Bund, die Länder und die Kommunen, bis Ende 2022
ihre Verwaltungsleistungen über Verwaltungsportale auch digital anzubieten. Für öffentli-
che Auftraggeber bedeutet dies, dass sich die Anzahl an Beschaffungsvorgängen im IT-Sek-
tor und auch deren Komplexität stetig erhöht.

Flankiert durch die Folgen der Covid-19-Pandemie sucht die öffentliche Verwaltung
zudem nach innovativen technischen Lösungen, damit sie auch in Zeiten von Kontaktein-
schränkungen ihre Aufgaben digital uneingeschränkt, anwenderfreundlich und effizient
wahrnehmen kann.

Für die damit einhergehende hohe Anzahl an verschiedensten Beschaffungsvorgängen
im IT-Bereich stellt das Vergaberecht eine Vielzahl an Werkzeugen zur Verfügung, um die
Beschaffung rechtskonform und effizient zu bewältigen. Dabei darf das wesentliche Ziel
nicht aus den Augen verloren gehen, dass die IT-Systemlandschaft leistungsfähig sein muss
und zugleich die hohen Anforderungen an eine ausreichende IT-Sicherheit gewährleistet
werden. Weiter müssen digitale Services nutzerfreundlich sein, bei gleichzeitiger effizienter
Entwicklung.

Vor diesem Hintergrund haben sich die Autoren und der Herausgeber dieses Hand-
buchs zum Ziel gesetzt, den Lesern ein Werk zur Verfügung zu stellen, in dem die Werk-
zeuge zur rechtskonformen und effektiven Beschaffung von IT-Leistungen unter Beach-
tung des Vergaberechts vermittelt werden.

Dieses Handbuch beginnt mit der Darstellung der Grundlagen des Vergaberechts in Ka-
pitel 1, in dem die Grundsätze des Vergaberechts, der Anwendungsbereich sowie die Be-
deutung der Europäischen Schwellenwerte und der nationalen Wertgrenzen beschrieben
und die Möglichkeiten sowie Fallstricke von vereinfachten Verfahren aufgezeigt werden.
In diesem Kontext wird auch die Schätzung des Auftragswerts näher betrachtet.

Das Handbuch gliedert sich sodann chronologisch. Die elementar wichtige Vorbereitung
des Vergabeverfahrens wird in Kapitel 2 beleuchtet, beginnend mit dem allgegenwärtigen
Datenschutz und dem Register zum Schutz des Wettbewerbs um öffentliche Aufträge. In
diesem Kapitel werden zudem Leistungsbeschreibungen, EVB-IT-Verträge und die Verwen-
dung der UfAB 2018 behandelt. Außerdem spielen in diesem Kapitel die Ausschlusskriteri-
en, Eignungskriterien, Eignungsnachweise sowie Zuschlagskriterien und Wertungsformeln
als auch sonstige Stellschrauben des Vergaberechts eine gewichtige Rolle.

Das Handbuch geht über zur Einleitung des Vergabeverfahrens in Kapitel 3, mit den
verschiedenen Bekanntmachungen.

Es folgt das wichtige Kapitel 4 mit der Durchführung des Vergabeverfahrens bis hin zur
Beendigung selbigen. In diesem Kapitel werden insbesondere die Vergabeverfahrensarten,
die Teilnahme- und Angebotsphase sowie die Prüfung und Wertung von Teilnahmeanträ-
gen und Angeboten beleuchtet.
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In Kapitel 5 werden die Rechtsfolgen bei Vergabeverstößen und der Rechtsschutz be-
schrieben.

Während sich das Kapitel 6 den vergaberechtlichen Besonderheiten während der Ver-
tragsausführung widmet, mithin dem Umgang mit Vertragsänderungen.

Das Handbuch schließt mit IT-Vergaben im Verteidigungs- und Sicherheitsbereich in
Kapitel 7. Hier nimmt die Anwendung des Preisrechts nach der Verordnung PR 30/53
eine gewichtige Rolle ein.

Um die Digitalisierung auch im vergaberechtlichen Prozessrecht voranzubringen, sind
zudem Gesetzgeber und Nachprüfungsinstanzen gefragt. Damit beispielsweise die verga-
berechtliche Rechtsprechung in Zukunft noch effizienter digital agieren kann, ist es er-
strebenswert, wenn die Einreichung von Nachprüfungsanträgen und insbesondere von
solchen Schriftsätzen, die Sachanträge enthalten, mittels des besonderen elektronischen
Anwaltspostfachs (beA) auch bei den Vergabekammern zeitnah rechtlich möglich wird.
Die Durchführung von digitalen mündlichen Verhandlungen mittels Videokonferenz bei
allen Vergabekammern und Vergabesenaten bei vollumfänglicher Gewährung des An-
spruchs auf rechtliches Gehör würde einen weiteren deutlichen Fortschritt bedeuten.
Durch die damit verbundene Reduzierung der Reisetätigkeit könnten auch die Verfah-
rensbeteiligten einen weiteren Beitrag zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes leisten.

Ich bedanke mich bei allen Autoren herzlich für deren außergewöhnliches Engagement
und deren Bereitschaft, ihr Wissen und ihre Erfahrung mit den Lesern zu teilen. Damit
haben alle Autoren gemeinsam entscheidend zum Gelingen dieses Werkes beigetragen.

Ein besonderer Dank gilt vor allen Dingen dem zuständigen Leiter des Lektorats, Herrn
Dr. Roland Klaes, den beiden betreuenden sowie äußerst engagierten Lektorinnen, Frau
Dr. Annalena Hanke und Frau Anke Teresa Schaub als auch der unermüdlichen Mitarbei-
terin, Frau Martina Schöner.

Für Anregungen, Hinweise, Optimierungsvorschläge oder jegliche Kritik sind sowohl
der Verlag C.H. Beck als auch der Herausgeber sehr dankbar. Gerne können Sie Ihre An-
regungen dem Herausgeber gegenüber mündlich oder per E-Mail mitteilen, mit dem ge-
meinsamen Ziel, das Werk für die Leser und Anwender stetig an die neuesten Entwick-
lungen im IT-Bereich und dem Vergaberecht anzupassen und weiter zu optimieren.

Ich wünsche eine interessante und hilfreiche Lektüre.

München, im November 2021 Tobias Osseforth

Vorwort

VIII



Bearbeiterverzeichnis

Steffen Amelung
Rechtsanwalt, Frankfurt a.M.

§ 18 Beendigung des Vergabeverfahrens

Dr. Jan Bonhage
Rechtsanwalt, Berlin
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Rechtsanwalt, Düsseldorf

§ 21 Besonderheiten bei der IT-Beschaffung im Verteidigungs- und
Sicherheitsbereich

Dr. Jan Byok
Rechtsanwalt, Düsseldorf

§ 11 Zuschlagskriterien und Wertungsformeln

Dr. Jan Endler
Rechtsanwalt und Dipl.-Volkswirt, Berlin

§ 7 Produktneutralität

Dr. Christiane Freytag
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Dr. Kai-Uwe Schneevogl
Rechtsanwalt, Frankfurt a.M.
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§ 8 EVB-IT-Verträge (Schmitz/Schneevogl)
A. Einleitung (Schmitz/Schneevogl) ....... .... ... ... ... .................................... ...... 193
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C. Prüfung anhand der Zuschlagskriterien (sog. Angebotswertung), § 127 GWB,

§ 58 f. VgV (von Lucius/Wagner) ... ... .... ... ... ... ........................... ............... 449
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§ 3 Europäische Schwellenwerte, nationale Wertgrenzen, vereinfachte
Verfahren und Schätzung des Auftragswerts

A.Einleitung ................. ... ... .... ... ... .... ... ... ... ........................... ............... 50
I. Schwellenwerte, § 106 GWB ................ ....... ................................... 50
II.Nationale Wertgrenzen ................. ... ... ............. ............................. 51
III. Vereinfachte Verfahren ............... ... ... ... ............. ............................. 52
IV. Schätzung des Auftragswerts .............. ... .... .................................... .. 52
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3. Jahresabschlüsse, § 45 Abs. 4 Nr. 3 VgV ........... ............................. 253
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4. Überprüfbarkeit, § 127 Abs. 4 S. 1, 4. Halbsatz GWB ....................... 283
5. Zuschlagskriterien bei Haupt- und Nebenangeboten, § 127 Abs. 4 S. 2

GWB ................. .... ... ... .... ... ... ... ....................... ................... 284
IV.Gewichtung von Zuschlagskriterien und Bewertungsmatrix, § 58 Abs. 2 S. 1

VgV, § 58 Abs. 3 VgV ........ .......... ... ... ....................... ................... 284
1. Mindestanforderungen durch Ausschlusskriterien (sog. A-Kriterien) ...... 284
2. Bewertungskriterien (sog. B-Kriterien) ............ ............................. 285
3. Kriterien-Hauptgruppen, Kriteriengruppen und Einzelkriterien .......... 286
4. Arten der Gewichtung und Bewertungsmatrix .............................. .. 287

V.Bekanntmachung der Zuschlagskriterien und ihrer Gewichtung, § 127
Abs. 5 GWB, § 58 Abs. 3 S. 1 VgV ......................... ......................... 292

Inhaltsverzeichnis

XXVII



C.Wertungsformeln .................. ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 293
I. Lineare Interpolation: die Umwandlung von Angebotspreisen in
Preispunkte ..... ............. ... ... .... ... ... ... .... ...................................... 293

II.Quotient aus Leistungspunkten und Angebotspreisen ............................. 294
1. Einfache Richtwertmethode ......... .............................. ............... 294
2. Einfache Richtwertmethode mit Gewichtungsfaktor ......................... 294
3. Erweiterte Richtwertmethode .......... .............................. ............ 295

D.Berechnung von Lebenszykluskosten, § 127 Abs. 3 GWB, § 59 VgV, § 53
SektVO ................. ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... ........................... ............... 296

I. Allgemeines .............. .... ... ... .... ... ... ... ........................... ............... 296
II.Methode zur Berechnung von Lebenszykluskosten, § 59 Abs. 2 VgV ......... 297

1. Anschaffungskosten, § 59 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 VgV ............................ .. 297
2. Nutzungskosten, § 59 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 VgV ................................ .. 298
3. Wartungskosten, § 59 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 VgV .................................. 298
4. Kosten am Ende der Nutzungsdauer, § 59 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 VgV ......... 298

III.Kosten externer Umweltbelastung, § 59 Abs. 2 S. 2 Nr. 5 VgV iVm § 59
Abs. 3 VgV ................... ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 298

IV.Unionsweit vorgeschriebene Berechnungsmethoden, § 59 Abs. 4 VgV ....... 299
V.Bekanntgabe der Berechnungsmethode, § 59 Abs. 2 S. 1 VgV ................ .. 299

E.Benchmarks Performance Tests .............. ... ... ................................. ......... 299
F. Besonderheiten im Sektorenbereich, § 53 SektVO .............. ......................... 300
G.Besonderheiten unterhalb der EU-Schwellenwerte ................ ...................... 300

§ 12 Sonstige Stellschrauben des Vergaberechts
A.Einleitung ................. ... ... .... ... ... .... ... ... ... ....................... ................... 301
B. Stellschraube Leistungsbestimmungsrecht ........ .............................. ............ 302
C. Stellschraube „Wahl der Vergabeart“ .............. ........................................ .. 306

I.Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ................ ............... 306
II.Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb und wettbewerblicher

Dialog ............... ... ... .... ... ... .... ... ... ... ................................. ......... 307
D.Rahmenvereinbarungen und besondere Instrumente, § 103 Abs. 5, § 120 GWB,

§§ 21 ff. VgV, §§ 19 ff. SektVO, §§ 15 ff. UVgO als Stellschrauben ................... 310
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2. Zulässigkeit .............. ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 373
3. Ablauf des Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb ......... .. 381

V.Wettbewerblicher Dialog, § 119 Abs. 6 GWB ................ ...................... 382
1. Begriff und Bedeutung ................ ... ........................................ .. 382
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II. Prüfung der Eignung, §§ 42 ff. VgV, §§ 45 ff. SektVO, §§ 31 ff. UVgO ....... 417
1. Eignungskriterien ................ ... ... ... ....... ................................... 417
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III. Vergaberechtliche Anforderungen an Präsentationen ........ ...................... 466

F. Besonderheiten im Sektorenbereich, §§ 52, 54 SektVO .......... ...................... 467
G.Besonderheiten unterhalb der EU-Schwellenwerte, §§ 43, 44 UVgO, §§ 16, 18

VOL/A ................. ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... ....................... ................... 468

§ 18 Beendigung des Vergabeverfahrens
A.Einleitung ................. ... ... .... ... ... .... ... ... ... ....................... ................... 469
B.Zuschlagerteilung .................. ... ... .... ... ... ... ................. ......................... 470

I.Voraussetzungen der Zuschlagerteilung ............................................ .. 471
1. Zuschlagfähiges Angebot ................ .......... ................................ 471
2. Informationspflicht und Stillhaltefrist ...... ...................................... 472
3. Form der Zuschlagerteilung .............................. ......................... 478
4. Inhaltliche Anforderungen an den Zuschlag ...... ........................... .. 479
5. Zeitpunkt der Zuschlagerteilung .................... ............................. 480

II.Wirksamer Zuschlag und dessen Rechtsfolgen ........ ............................. 481
III.Unwirksamer Zuschlag und dessen Rechtsfolgen .................................. 482

C.Aufhebung des Vergabeverfahrens ................. ................. ......................... 482
I.Rechtsnatur und Rechtsgrundlagen der Aufhebung ............................ .. 483
II.Kein Kontrahierungszwang ............... ... ................. ......................... 484
III. Aufhebungstatbestände ............... ... ... ... ........................... ............... 485

1. Geltungsbereich ........ .......... ... ... ... ................. ......................... 485

Inhaltsverzeichnis

XXXII



2. Ausnahmecharakter der Aufhebungstatbestände; Darlegungs- und
Beweislast ................ ... ... .... ... ... ... .............................. ............ 486

3. Die einzelnen Aufhebungstatbestände .................. ......................... 486
4. Teilaufhebung ................. .... ... ... ... .................................... ...... 494

IV.Ermessensentscheidung des Auftraggebers .................. ......................... 494
V. Mitteilungspflichten ......... ....... ... ... ........................... ............... 495

VI.Rechtsschutz gegen die Aufhebung ......................... ......................... 495
1. Primärrechtsschutz: Die Aufhebung der Aufhebung ....................... .. 496
2. Sekundärrechtsschutz: Geltendmachung von Schadensersatz .............. .. 501

Kapitel 5 Rechtsfolgen bei Verstößen und Rechtsschutz
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GWB .................. ... .... ... ... .... ... ... ... ................. ......................... 509
III. Antragsbefugnis § 160 Abs. 2 GWB ...................................... ............ 512
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in der Regellaufzeit .............. ... ... ... ................................. ......... 577
3. Nachfolgeprodukte bei Rahmenvereinbarung und

Preisanpassungsregelungen ...... ......... ........................... ............... 579
4. Austausch der Vertragsparteien oder von Nachunternehmern ............ .. 580
5. Change Request-Klauseln ...... ......... ................................. ......... 581

II. Faktische oder operative Auftragsänderungen ............. ......................... 582
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Nr. 1 und Nr. 2 (Nr. 3) ............... ... ................. ......................... 610
4. Leistungen speziell für militärische Zwecke oder im Rahmen eines
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